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7. Wahlperiode

G e s e t z e n t w u r f

der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN 

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-
Pandemie-Hilfefondsgesetzes

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Thüringer Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetz vom 
11. Juni 2020 (GVBI. S. 277), geändert durch Gesetz vom 
21. Dezember 2021 (GVBI. S. 589), wird wie folgt geändert:

1.	 In der Überschrift des Gesetzes werden nach den Wor-
ten "Folgen der Corona-Pandemie" die Worte "und der 
Energiepreiskrise" eingefügt.

2.	 § 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden nach den Worten "Folgen der Co-
rona-Pandemie" die Worte "und der Energiepreis-
krise" eingefügt.

b)	 In Satz 2 wird die Jahreszahl "2022" durch die Jah-
reszahl "2023" ersetzt.

3.	 § 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 werden nach den Worten "Folgen der 
Corona-Pandemie" die Worte "und der Energie-
preiskrise" eingefügt.

b)	 In Absatz 2 Nr. 5 werden nach den Worten "die auf-
grund" die Worte "der Energiepreissteigerungen 
oder" eingefügt.

4.	 In § 9 wird die Jahreszahl "2022" durch die Jahreszahl 
"2023" ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung:

Insbesondere Haushalte mit kleinen Einkommen sind extrem stark von 
den aktuellen Entwicklungen der Energiepreise betroffen. Die Hilfen des 
Bundes kommen hier nicht oder nur unzureichend an. Daher ist das 
Land gefordert, für eine schnelle und unbürokratische Hilfe zu sorgen.

Die Erweiterung des bestehenden Sondervermögens ist geeignet, schnell 
Maßnahmen zur Entlastung der Menschen zu ergreifen. Die im Sonder-
vermögen vorhandenen Mittel können sofort genutzt werden.

Für die Fraktion
DIE LINKE:

Für die Fraktion  
der SPD:

Für die Fraktion  
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN:

Blechschmidt Hey Henfling



2. Vom Einbringer übersandte Daten

(Vom Einbringer wurden bisher keine Daten übersandt.)



3. Im Rahmen des parlamentarischen Anhörungsverfahrens eingebrachte Beiträge

Die folgenden natürlichen und juristischen Personen haben sich im Rahmen des parlamentarischen
Anhörungsverfahrens beteiligt.

Thüringer Rechnungshof
Verband Thüringer Wohnungs- und Immobilienwirtschaft e.V.
Thüringer Bauernverband e.V.
Dehoga Thüringen e.V.
Gemeinde- und Städtebund Thüringen e.V.
Verband kommunaler Unternehmen e.V., Landesgruppe Thüringen
Die Familienunternehmer e.V.
Verband der Wirtschaft Thüringens e.V.
Arbeitsgemeinschaft der Thüringer Industrie- und Handelskammern
Thüringischer Landkreistag e.V.

Die Beiträge der Beteiligten sind in der Beteiligtentransparenzdokumentation nur enthalten, wenn die
Zustimmung zur Veröffentlichung erteilt wurde.
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Formblatt zur Datenerhfelumg
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdok

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit eineng^Chrlftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist ^ nach dem .Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in Jedem Fail als verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThÜrBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetsesten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut feserfich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme sendenl

Zü^clie^'^set2:en^ ^l^slch ^riftÖcK^^ußerf^it^l^e&Gesetzentwu^ • ^1 :: .^ ^

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-HHfefondsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/6298 - • .

Zweites Gesetz zur Änderung des ThUrlngerCorona-Pandemle-Hilfefondsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU

'-Drucksache 7/635?-

^:-T;i

2^-^

^ab6h;Sie^icb^!s^rfreferB|nerjuristischeri;Pe^
Vere J riigynälnatf.) rljclTer; PersprierL öd erwach en: '(z^B^yörein^GrnfeH ^AGi,'eir^etragetie-^^ L ^ ^ ^
;QenG^seöschaft^oderÖff6ritl!ctii9^Anstalt,;Korper^haf^
üffe^lictefl^Ghts}?^;.,,^,-^,;;Y/;^,'-:i;^;.^
^§.5^fe,;1.^r;:1;:2TbpFBeleiSdqk(3^.H]hvNs;We^

Name

Thüringer Rechnungshof

Geschäfts- oder Dienstacfresse

Straße, Hausnunnmer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Oberste Landesbehörde

Burgstr. 1

07407 Rudolstadt

^abeiT^ie-sich^Is^aturllctifrPersonigeäüßert,^
<§^^s^^:1^^hÜrBeteydok(^.^^e..^-:^^^

Name Vorname

a Geschäfts-oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zurWohnadresse sind nur erforderilch, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse

wird in koinem Fall veröffentlicht,)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort



VVgs^isfyer Schwerpunkt^ Ihrer jnhaltEjc^en.o^
^i5^^^Nr,MhQrBäteltdokG>;;/^:1;^ ;^".,'\;^

Offentiiche Finanzkontrolle

Hafc)^;Si!e/inJhrcm;sphnftlichenßeHrag:dJe entworfenen R^

D befürwortet,
D abgelehnt,
x ergänzungs" bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussgge) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!

(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBetelldo!<G)

Die Kernaussagen waren:

• Hinweis auf mögliche Doppelstrukturen mit Bundesprogrammen bei vorzeitigem
Beschiuss der Hilfsmaßnahmen,

• Befürwortung einer Abbildung im Kernhaushait und nicht im Sondervermögen,
* Kritik an derVermengung von Corona-Hilfsmaßnahmen mit neuen Energiehiifen,
• vorsorglicher Hinweis, dass Neuverschuidung in Anbetracht der üppigen Rücklage

abgelehnt wird,
• einzeine Aspekte der Formulierung in dem Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen bzw.

dem der CDU-Fraktion.

Wyrdeh^!6^\^ :Lahcftaggefc)eten,;6)nen:schrift!lche^^^
^ih^M,reiehen?.^\^.'"^/-.:;l.;--<l.;^^ '^•"^.".•,^:-:-:^ ^-;^-.'l.i.^;':l:';:l,^.^l''';ll;;;^^^

(§SAt?,-1.N^5-ThÜrBeteiidokG)^:^'.'^'-l';;'\ ^;^';--';;-;:' ^•^-/':\;^''^'-~-'L\ -•• ly;!::'.' :::-^J;' ^ ^^:.:1''.:'^,

a Ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

Äußerung auf Grundlage von § 111 Abs. 4 GO-TLT

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

per E-Mai!

per Brief

Hab^Si^sEc^;alsAnwaItskanzl@i;irr^^
am^eset;^ebüng^rfahren.Ü^i!iät7;^l^":;-^'1^:^1^
%j5;Äfe^^r^^rhürBe^

D ja nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben; Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!

'^:r

Stihimeri'Sie^einerVeröffentlichyrig^lhj^
BeleSHg^fransparenzyokümeniätion^ü?^^^
(§^ÄbSi^rS^^ThürBetei|dokG)^.^?.^.^.;y-/;^^;'i.^^

Ja a nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen in den
mitgeteilten Daten'werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschiuss des Gesetzgebungsverfahrens
mitteilen,
.;prty13ätym^^^.^.^^!^;;:-^^^^^.^^^

Rudoistadt, 8. November 2022

.^hterschrift^^:; ^ ^:^^^\^^.^^?''^

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Freistaat 

Thüringen 
Thüringer 
Rechnungshof 

Die Präsidentin 

Thüringer Rechnungshof . Postfach 10 01 37« 07391 Rudolstadt 

Mitglieder des 
Haushalts- und Finanzausschusses 
des Thüringer Landtags ' 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie- 
Hilfefondsgesetz 
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie Gesetzentwurf der Fraktion der CDU 
Äußerung nach § 111 GO-LT 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

zu den beiden o.g. Gesetzentwürfe gibt der Rechnungshof nach § 111 Abs. 
4 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags die folgenden Hinweise. 

I. Grundsätzliche Anmerkungen zu beiden Gesetzentwürfen 

Derzeit werden sowohl auf Bundesebene als auch auf Landesebene 
Beratungen zu Hilfspaketen im Zuge der Energiekrise beraten. Der 
Rechnungshof empfiehlt — nicht zuletzt aufgrund der Erfahrungen aus dem 
Management der Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der  Corona-Krise — 
dringend, dass vor einer Entscheidung des Thüringer Landtags die 
endgültigen Beschlüsse auf Bundesebene abgewartet werden. 
Insbesondere muss Klarheit darüber bestehen, welche konkreten 
Maßnahmen der Bund gewährt und mit welchem Anteil der Freistaat 
Thüringen diese mitfinanziert. Erst danach sollte das Land über erforderliche 
Ergänzungsmaßnahmen entscheiden. 

Vorzeitige Beschlüsse des Landes bergen das Risiko, dass es zu 
unerwünschten Doppelförderungen kommt. Auch ist denkbar, dass in den 
geplanten Bundesprogrammen eventuell nicht berücksichtigte Sachverhalte 
dann nicht auf Landesebene einbezogen werden könnten. 

Bislang liegt seitens des Landes offensichtlich noch keine ausreichende 
Bedarfsermittlung für das Volumen des geplanten Sondervermögens vor. 

Rudolstadt 
6. Oktober 2022 

Thüringer 
Rechnungshof 
Burgstraße 1 
07407 Rudolstadt 

www.rechnungshof.thueringen.de  



Die diskutierten Beträge der „notwendigen" Volumina für Hilfsmaßnahmen 
variieren zwischen 10 und 400 Mio. EUR. 

Ein weiterer Aspekt ist, dass die Landesmittel (695 Mio. EUR) im Thüringer  
Corona-Pandemie-Hilfefonds 2020 unter Inanspruchnahme des 
Ausnahmetatbestands nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 ThürLHO kreditfinanziert 
wurden. Die Kreditaufnahme war seinerzeit zulässig zum „Ausgleich eines 
außerordentlichen Finanzbedarfs infolge einer außergewöhnlichen 
Notsituation, die sich der Kontrolle des Landes entzieht und seine Finanzlage 
erheblich beeinträchtigt [hat]" (§ 18 Abs. 2 Nr. 2 ThürLHO). 

Nach diesem Wortlaut war die notlagenbedingte Kreditaufnahme u. a. an 
zwei elementare Voraussetzungen geknüpft. Es musste ein konkreter 
Veranlassungszusammenhang zwischen der Neuverschuldung und der 
Notsituation bestehen („infolge"). Sowohl die Kreditaufnahme als solche als 
auch die durch die Kreditaufnahme finanzierten Maßnahmen müssen final 
auf die Überwindung der außergewöhnlichen Notsituation gerichtet sein.1  

Daraus leitet sich ab, dass eine Umwidmung der im Zuge der  Corona-
Pandemie kreditfinanzierten Mittel für andere Zwecke zumindest nicht ohne 
ausreichende Begründung erfolgen kann. Grundsätzlich sind diese Mittel, 
sofern sie für den ursprünglichen Zweck der Überwindung der Folgen der  
Corona-Pandemie nicht mehr benötigt werden, in den Kernhaushalt 
zurückzuführen und für die Schuldentilgung zu verwenden. Darauf hatte der 
Rechnungshof schon in der Vergangenheit mehrfach hingewiesen. Sollte 
nun eine Umwidmung — so wie mit beiden Gesetzentwürfen beabsichtigt — 
von ursprünglich kreditfinanzierten Mitteln erfolgen, so würde dies eine 
Begründung erfordern, die den Ansprüchen der ursprünglichen 
Kreditaufnahme nach § 18 Abs. Nr. 2 ThürLHO genügen müsste 
(„Feststellung der Notlage"). Dass es zu einer solchen Umwidmung von 
kreditfinanzierten Mitteln kommt, scheint derzeit nach Vorlage der 
Gesetzentwürfe nicht ausgeschlossen. Zwar hat der Haushaltsgesetzgeber 
2022 nochmals 82 Mio. EUR nicht kreditfinanzierte Mittel in das 
Sondervermögen zugeführt, je nach Stand der „freien Mittel" — zuletzt wurden 
90 bis 100 Mio. EUR genannt — würde die Umwidmung diese Summe jedoch 
übersteigen. 

Hinsichtlich der Feststellung der Notlage ist zudem auf die zweite 
Voraussetzung — die erhebliche Beeinträchtigung der Finanzlage — 
hinzuweisen. Der Rechnungshof hatte schon in der  Corona-Krise stets die 
Auffassung vertreten, dass die vorhandene Haushaltsausgleichsrücklage 
vorrangig gegenüber einer Neuverschuldung in Anspruch genommen 
werden sollte. Die jüngsten Urteile der Verfassungsgerichte der Länder 
Hessen und Rheinland-Pfalz bestätigen diese Auffassung.2  Sofern der 
Gesetzgeber von einer Ausschöpfung der finanziellen Möglichkeiten 
(Einsparungen/Umschichtungen im Haushalt, Rücklagenentnahmen) 
absieht, muss er dies in jedem Fall sorgfältig begründen. 

1  Vgl. Urteil des Hessischen Staatsgerichtshofs vom 27. Oktober 2021, P.St. 2783, P.St. 
2827,  Udell  des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz vom 1. April 2022, VGH N 7/21. 

2  Ebenda. 
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In Anbetracht der bislang öffentlich diskutierten Finanzvolumina für etwaige 
Hilfspakete des Landes zur Abmilderung der Energiekrise kommt der 
Rechnungshof zu der Auffassung, dass die Finanzlage des Landes derzeit 
nicht erheblich beeinträchtigt ist. Die Haushaltsausgleichsrücklage beläuft 
sich zum Ende des Jahres 2022 planmäßig noch auf 1,04 Mrd. EUR. Zudem 
ist eine Inanspruchnahme der Rücklage im laufenden Jahr in der 
veranschlagten Höhe von 512 Mio. EUR wahrscheinlich nicht erforderlich. 

Eine Haushaltsausgleichsrücklage wird originär zum Ausgleich von externen 
Schocks geführt und soll gerade nicht zur Finanzierung von neuen 
Ausgabewünschen in künftigen Haushaltsjahren eingesetzt werden. Im 
Ergebnis sieht der Rechnungshof derzeit genügend finanzielle Spielräume 
für den Haushaltsgesetzgeber und die Landesregierung, um auf die aktuelle 
Krise auch innerhalb des Kernhaushalts reagieren zu können. Sobald 
Klarheit über das erforderliche Finanzvolumen der Hilfsmaßnahmen 
herrschen sollte, könnte ein entsprechender Nachtragshaushalt mit einem 
neuen Kapitel für die Hilfsmaßnahmen verabschiedet werden. Zur Deckung 
könnte auf die Haushaltsausgleichsrücklage sowie auf etwaige 
Steuermehreinnahmen zurückgegriffen werden. Sollten in der Zwischenzeit 
tatsächlich unvorhersehbare und unabweisbare Ausgaben nötig werden, 
könnte die Landesregierung diese gemäß § 37 ThürLHO jederzeit auch aus 
dem Vollzug des Haushalts leisten, wobei die Voraussetzungen der 
Unabweisbarkeit und Unvorhersehbarkeit im Zweifel eng auszulegen sind. 
Gerade die Erfahrungen aus der  Corona-Pandemie haben gezeigt, dass der 
Staat auch im Rahmen des Kernhaushalts im Zweifel äußerst zügig 
reagieren kann. Die Lösung über ein Sondervermögen mit dem Zeitdruck 
(„schnell und unkompliziert reagieren") zu begründen, verfängt deshalb aus 
Sicht des Rechnungshofs nicht.  

II.  Gesetzentwurf der Fraktion der CDU 

Der Gesetzentwurf konkretisiert in § 2 Abs. 2 sowohl die Zwecke als auch 
die Anspruchsberechtigten für Hilfen im Zuge der Energiekrise näher. Dies 
ist im Sinne der Bestimmtheit des Gesetzentwurfs grundsätzlich zu 
begrüßen. Nichtsdestotrotz scheint es hinsichtlich der konkreten Auslegung 
der aufgelisteten Tatbestände bzw. Anspruchsberechtigten in der 
Umsetzung erhebliche Auslegungsspielräume zu geben. Dem von der 
Regierung einzubringenden Wirtschaftsplan sowie den in der Verwaltung zu 
erstellenden Richtlinien käme in der Umsetzung eine hohe Bedeutung 
hinsichtlich der zielgenauen Ausgestaltung der Hilfeleistungen zu. 

Die Festlegung der Quote für die Verwendung der Mittel aus dem Fonds in 
§ 2 Abs. 4 des Gesetzentwurfs ist aus Sicht des Rechnungshofs 
problematisch. Es bleibt unklar, worauf sich die Quote tatsächlich bezieht. In 
der derzeitigen Fassung würde sich die Quote auf die gesamten Mittel des 
Fonds beziehen und nicht nur auf die noch „freien Mittel". Im Ergebnis dürfte 
das Einhalten der Quote wohl schon bei Verabschiedung des Gesetzes nicht 
mehr umsetzbar sein, da im Laufe des Jahres schon mehr als 15 % der 
etatisierten Mittel für  Corona-Maßnahmen abgeflossen sein dürften. 
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Die Formulierung ist hinsichtlich des Gewollten zu überarbeiten. Es ist dann 
ein neuer Wirtschaftsplan zu erstellen,, der den neuen Aufgabenbereichen 
die Mittel entsprechend den genannten Quoten zuweist. Diese 
Mittelzuweisung ginge zulasten der bereits vorhandenen Titel. 

Die Unbestimmtheit der Formulierung in § 5 des Gesetzentwurfs ist unüblich. 
Aus Sicht des Rechnungshofs muss hier ein konkreter Betrag 
festgeschrieben werden. 

Die Verlängerung der Laufzeit bis 2024 erscheint sachgerecht.  

III. Gesetzentwurf der Fraktionen DIE Linke, SPD, Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN 

Der Entwurf der Regierungsfraktionen sieht eine Erweiterung der Zwecke 
des Sondervermögens hinsichtlich der Energiekrise vor und die 
Verlängerung der Laufzeit bis 2023. 

Die oben gemachten Ausführungen hinsichtlich der Bedeutung des 
Wirtschaftsplans und der Umsetzung mittels Richtlinien gilt für diesen 
Gesetzentwurf somit umso mehr. Die Mittel für Hilfsmaßnahmen als 
Reaktion auf die Energiekrise könnten nach diesem Gesetzentwurf nur durch 
Mittelumschichtungen im vorhandenen Wirtschaftsplan bereitgestellt 
werden. Eine erneute Zuführung ist nicht vorgesehen. 

IV. Fazit 

Abschließend appelliert der Rechnungshof an den Haushaltsgesetzgeber, 
die Verhandlungen auf Bundesebene abzuwarten. Ein vorschneller 
Alleingang Thüringens sollte — auch aus den Erfahrungen der  Corona-Krise 
heraus — vermieden werden. 

Die Umwidmung und Vermengung der Mittel und Maßnahmen zur 
Überwindung der  Corona-Krise mit den nun beabsichtigten Maßnahmen in 
Folge der Energiekrise sieht der Rechnungshof kritisch. Aus Sicht des 
Rechnungshofs ist eine Reaktion im Rahmen des Kernhaushalts möglich 
und deshalb im Sinne des Grundsatzes der Jährlichkeit des Haushalts zu 
bevorzugen. Eine Entkopplung vom Haushaltsplan und vom 
Haushaltsgesetz sollte unterbleiben. 

Vorsorglich weist der Rechnungshof darauf hin, dass eine weitere Zuführung 
über eine notlagenbedingte Neuverschuldung aus Sicht des Rechnungshofs 
derzeit nicht zu Disposition steht. Ggf. notwendig werdende 
Hilfsmaßnahmen sind zunächst aus der Haushaltsausgleichsrücklage zu 
finanzieren. Diese räumt dem Haushaltsgesetzgeber aktuell noch erhebliche 
Handlungsspielräume ein. In diesem Zusammenhang sei auch auf die 
grundgesetzlich festgeschriebene symmetrische Rückführung der 
Notlagenkredite hingewiesen. § 18 Abs. 3 ThürLHO sieht eine Tilgung 
innerhalb von acht Jahren vor. Es ist daher auch im Interesse des 
Haushaltsgesetzgebers, auf eine Neuverschuldung zu verzichten, um nicht 
in zukünftigen Jahren gänzlich finanzpolitische Spielräume zu verlieren. 
Schon heute belaufen sich die Tilgungsverpflichtungen aus den  Corona-
Krediten und dem Thüringer Nachhaltigkeitsmodell auf über 200 Mio. EUR 
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pro Jahr (Tendenz steigend). Zudem dürfte die Zinsbelastung für den 
Haushalt aufgrund der aktuellen Leitzinserhöhungen schon bald wieder 
spürbar ansteigen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteilfgtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Betelligtenfransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfoigend erbetenen
Angaben ~ soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 ' bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteillgtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut löseriich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-PandemEe-Hilfefondsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen D!E LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/D1E GRÜNEN
" Daicksache 7/6298 -

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-HHfefondsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
- Drucksache 7/6353 -

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. a!s Vertreter einer
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z, B. Verein, GmbH, AG, eingetragene
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentiichen Rechts)?
(§ 5 Abs, 1 Nr. 1.2 ThürÖeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2, Wenn ja, dann weiter mit Prags 3,)

Nam
v^^<^cL--"rv^^<-, v^y\v\<^<^.

^\WlAA.cl\iL^\<^U.QiL^l ^^|

Geschäfts- oder Dlenstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisaticmsfomn

V^lo<^^ C^X,

'ße/o^^r^^Y/An '51<?

<V\osi^ Gr^r^.

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d, h/als Privatperson?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThÜrBetetldokG)

Name Vorname

—^

0 Geschäfts- oder Dienstadresse D JkA/ölmadresse

(Hinweis: Angaben zurWohnadresse sind nur arfordsrllch, wgßrTRelne andere Adresse bensnnt wird. Dis Wohnadresss

wird In keinem Fail vsröffentllcht.)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort

Jt

1



3.

4.

5.

6.

Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder berufilchen Tätigkeit?
(§ 5 Abs. 1 Nr, 3 ThürBetelldokG) ,

^
Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

D befürwortet
D abgelehnt,
^C ergän^ungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren xusammenl
[§ 5 Abs, 1 Nr, 4 ThürBetelldokG)

Vov^ \\^o^>r<i^J^^j^ n^Ä^c^A^u/^ I^A- <^u^ <^v\^,<s^r

^\<^]<^h <^^~TJUÄ^ ^»LL^ J^C^<Ü^^s. ^. ^<^VJs a/.

Sl\cW^^ ^»^V^u^ \^7^^\^^' -<^ö^ ^^^^A-^-

C^^AA. ^^^^^ o^ ^Js<r^\^^. ^ ^^^
<1^ Ao-A. ^^^c/^-rS^q^A -(^Vo^tU^ IA'^<^. /^A(A<</
^<^~^V^^Ö^AA-^ ^°^ ^ ^^A^^ ^[<u.c^</s\tAL\ ^j^tA^n,

i/Vurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetsgebungsvorhaben
sinzurelchen?
;§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeleitdokG)

^ Ja (Hinweis; weiter mit Frage 6) a nein

^A/enn Sie die Frage ö verneint haben: Aus weichem Anlass haben Sie sich geäußert?

;n welcher Form haben Sie sich geäußert?

j^ ' perE-Mait

^ per Brief

Haben Sie sich als Anwaltekanzfei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt?
;§ 5 Abs, 1 Nr.GThürBeteildokG)

D ja ^ nein (weiter mit Frage 7)

/Venn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



7.

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages In der
Beteiltgtentransparenzdokumentatlon zu?
(§ 6 Abs. 1 Salz 2 ThüfBetelldokG)

Ä Ja D nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgetei!ten Daten werde Ich unverzüglich und unaufgefordej
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

bis zum Abschluss des

Ort, Datum Unterschrift

6r^r\^ A^ .AO.^1/.

Verband Thüringer Wohnungs-
und Immobilienwirtschaft e.V

Interessenvertretung
tr. 5a • 99084 Erfurt

Tel. (0361) 34010-0^ Fax (0361) 3401Q-233
info@vtw.de

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



^Verband Thüringer Wphnungs-und, ••:;1,.., ^^'' ;'\;„;-;-: ,'i^ :.^ \/':^[' TR
Imtnobiilenwtrtschafte^/. 1 1; ^;1 •:; •1;..;:...':.: llv- I^Y:('"'.

Verbandsdirektor

la
10.10,2022

Thüringer Landtag
Haushalts-und Finanzauschu
Jüien:Fuchs'-straßeT"°"
99096 Erfurt' """"

Thüringer Landtag
Zuschrift

7/2176

zu Drs. 7/6298/6353

Stellungnahme tm AnhÖrungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thürin-
ger Landtags zu dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie"
Hilfsfondsgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Drucksache 7/6298 und zu dem
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 7/6353

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Übersendung der o. g. bsldsn Gesetzentwürfe Drucksache 7/6298 sowie Drucksa-
ehe 7/6353 und die eingeräumte Möglichkeit, dazu Stellung zu nehmen.

Beide Gesetzentwürfe haben das Ziel, neben den Folgen der Corona-Pandemie auch die Folgen der
aktuellen Energiekrise, speziell der Energieprelskrlse, sowoh! für besonders betroffene Bürgerinnen und
Bürger als auch für Unternehmen, Institutionen, Kommunen und Vereine abzufedern,

Der erste Entwurf des Zweiten Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hiifsfondsgeset"
zes, Drucksache 7/6298, greift aus unserer Sicht zu kurz. Zwar wird die Energiepreiskrise neu zum
Gegenstand des Gesetzes und damit der Umfang der hilfsbedürftigen Tatbestände erweitert, Der
Schwerpunkt bleibt aber auf den Maßnahmen zur Überwindung der Folgen der Corona-Pandemie.
Hinzu kommt, dass die Erweiterung des Zeitraumes der Gültigkeit des Gesetzes auf das Jahr 2023 bei
Weitem nicht ausrelchsnd Ist.

Nach den Szenarien der Bundesnetzagentur Ist nach aktuellem Wissensstand der Winter 2023/2024 in
Bezug auf die Versorgung mit Gas, Strom und Wärme noch deutlich kritischer zu sehen als der anste-
hende Winter 2022/2023. Hinzu kommt, dass dis Abrechnung der Helzkostan durch die Wohnungsun-
ternehmen gegenüber Ihren Mietenden i, d; R. erst nach Abschluss des laufenden Jahres im Folgejahr
erfolgt, d. h. für 2023 erfolgt die Abrechnung im Jahr 2024. Die Vorauszahiungen der Mietenden decken
in vielen Fällen nicht die von den Energleversorgern in Rechnung gestellten Kosten.

Der zweite Gesetzentwurf, Drucksache 7/6353, geht hier mit einer Befrlstung bis zum 31.12.2024 deut"
lich weiter und eröffnet somit auch Spielräume für Unterstützungslefstungen über das Jahr 2023 hinaus.
Zum heutigen Zeitpunkt lässt sich nicht abschätzen, ob eine fängerfristigs Untsrstützung über das Jahr
2024 hinaus notwendig sein sollte. Im Jahr 2024 wird diese mit hoher Wahrscheinlichkeit noch notwen-
dia sein.

Verband Thüringer Wohnungs" und S +'19 361 34010-0 Vofsi
Immobllienwirischafl e.V, S +'1935134010-233 S
(Qeselzllcher Prüfungsverband) infa@vlw.da 
RasterungsslrafSe 56 www,\4w,de Frank Emf!cii, 
98084 Erfurt Amtsggricht Erfu



Die Wohnungsunternehmen nicht nur in Thüringen sehen sich großen Herausforderungen gegenüber.
Dis durch Versorger den Unternehmen In Rechnung gestellten Kosten für Gas und Fernwärme sind in
den letzten Monaten erheblich angestiegen. Nur zum Teil können diese höheren Kosten durch eine
Anhebung der Vorauszahlungen für Heizkosten gedeckt wsrden. Die Liauidität der Wohnunasunternsh-
men, die die Kosten für die Wärmeversorgung ledigfjch an die Mietenden durchleiten und somit Inkas-
sosteile der Energieversorger sind, wird erhebl!ch belastet.

Bei ersten Wo h nu n gs unternehmen zeichnen sich bereits Liauiditätsenapässe ab. Dabei stehen viele
Erhöhungen der Stadtwerke erst zum Jahreswechsel an. Auch steigt das Ausfallrisiko, da Immer mehr
Mietende die hohen Betrieb s kosten nicht mehr tragen können oder mit den drohenden Nachzahlungen
im nächsten Jahr überfordert sein werden. Bei einer weiteren Zuspitzung der Lage, steigenden Ener"
giepreisen und ausbleibender Unterstützung drohen auch insoivenzen von Wohnungsunternehmen.

In ß 2 Absatz 2 sollte entweder Punkt 1 um Wohnungsunternehmen ergänzt werden oder ein weiterer
Satz dahingehend aufgenommen werden, dass auch Wohnungsunternehmen Liquiditätshilfen bean-
Sprüchen können, um die Betriebskosten für ihre Mietenden zu begleichen. Derzeit stellt § 2 Absatz 2
Punkt 1 auf die Betrlebskosten der Unternehmen ab. Im Falle der Wohnungsunternehmen sind dies
aber keine in den Unternehmen für deren Betrieb anfallende Kosten, sondern fast ausschließlich Be-
triebskosten der Mietenden, die lediglich durchgeleltet werden,

Der Thüringer Landtag hat sich mit der Annahme des Antrages der Fraktion der CDU „Energiekrise
bewältigen - Maßnahmen in Thüringen und auf Bundesebene auf den Weg bringen", Drucksache
7/5758, unter Punkt 3 a) dazu bekannt, einen Schutzschirm für die Thüringer EnergEeversorger zu etab-
lieren, dieser soll mit Bürgschaften und Em Notfall auch Liquiditätshilfen kommunafe Energieerzeuger
und Wohnunasuntsrnehmen stützen, um die Versorgung der Unternehmen und Verbraucher mit Ener"
gie in Thüringen zu sichern. Insofern sollten auch die Wohnungsunternehmen, kommunale Wohnungs-
gesellschaften und Wohnungsgenossenschaft, explizit als mögliche Empfänger von Hilfen benannt wer-
den.

§ 2 Absatz 2 Punkt 4 gem. PS 7/6353 bedarf noch der Ergänzung, dass Härtefallhilfen nicht nur für den
mindestens notwendigen Bedarf an Strom und Gas. sondern auch an Fernwärme, Insbesondere gas-
basierter Fernwärme, gewährt werden. Viele Mietende leiden boreits heute unter den stark gestiegenen
Fernwärmeprefsen. Hier ist eine Abfederung dringend geboten.

Da eine Abschätzung der genauen Kosten und auch deren Aufteilung auf die Folgen der Corona-Pan-
dem!e und der Energiekrise nur schwer möglich Ist,-sprechen wir uns für eine Streichuna von 6 2
Absatz 4 aus. Eins feste Aufteilung der Hilfen auf diese beiden Bereiche schränkt die notwendige F!e-
xibilität ein.

Fazit und Empfehlung:
Von hsrausragender Bedeutung ist aus unserer Sicht, dass die Thüringer Wohnungsuntemehmen Qls
Garanten für gutes und sicheres Wohnen im Freistaat einen eigQnständigen Anspruch auf UntQrstüt-
zung in Analogie zu den Energieversorgern erhstten. Auch soilte die Fernwärme mit Gas und Strom
gleichgestefft werden,

Grüßen

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Anlage 4 

Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach . dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen, 

Die Informationen der folgenden Felder 1 • bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

. Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN . 
- Drucksache 7/6298 - 

 
Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU 
- Drucksache 7/6353 - 

I. 

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

s 
TA,toS oAk.6(A0-01D23,,Q, Veru ,, (,-- .v ) 
Geschäfts- oder Dienstadresse 

• 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) .A.-CH --&-i- ,, 

Postleitzahl, Ort 6j0 ,59 EriG,V...4 
t 

2. Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) 

• 

Name Vorname 

D Geschäfts- oder Dienstadresse 0 Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 



Anlage 4 

3.  
• Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 

(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBeteildokG), 

jUt.4-tre' g  le  LaS +‘'C-4-lit OW 1,4a‘)Ä14 SP  La-  1-1 (:--1 tt 4-. 

4.  

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

0 befürwortet, 
D abgelehnt,  

;Kr" ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren Zusammen! . 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

5.  
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr, 5 ThürBeteildokG) . 
\R-- ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) El nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

x-- per E-Mail 

K1. per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG) 

0 ja 0 nein (weiter mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

2 



Anlage 4 

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. I Satz 2 ThürBeteildokG) 

7.  

ja 0 nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

i 

3 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Thüringer Bauernverband e.V (TBV) I  Landesgeschäftsstelle I Alfred-Hess-Straße 8 I 99094 Erfurt 

Thüringer Landtag 
Haushalts- und Finanzausschuss 
Jürgen- Fuchs- Straße 1 
99096 Erfurt 

vorab per E-Mail: poststelle@thueringer-landtag.de  

\_, 

rrhibill(YCI' b ' 
13aulernverband C.V. 

Landesgeschäftsstelle 
Alfred-Hess-Str.  8 
99094 Erfurt  

Telefon 
0361 26253 — 320 

Telefax 
0361 26253 — 225 

Internet 
wwW.tbv-erfurt.de  

Twitter:  
©BauernverbandTH 

Erfurt, 10, Oktober 2022 

Entwürfe Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-
Hilfsfondgesetzes  
Drs.:  7/6298 (Entwurf der Fraktionen DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN) 
und 7/6353 (Entwurf der Fraktion CDU) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Emde, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

im Rahmen des Anhörungsverfahrens gemäß § 79 GO des Thüringer Landtages wurde dem 
Thüringer Bauernverband e. V. (TBV) die Gelegenheit eingeräumt, zu den Gesetzentwürfen 
zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hilfsfondgesetzes (ThürCorPanG)schriftlich 
Stellung zu nehmen. Wir möchten uns für diese Möglichkeit bedanken und wie folgt 
ausführen: 

Die geplante Änderung des ThürCorPanG dahingehend, dass über die Folgen der  Corona-
Pandemie hinaus auch die Folgen der Energiepreiskrise/ Energiekrise mit den Mitteln des 
bestehenden Sondervermögens abgefedert werden sollen, begrüßen wir. Die Folgen dieser 
Krise treffen auch die Landwirtschaft in vielfältigen Bereichen, sei es beispielsweise 
bezüglich des erforderlichen Stroms für Melkkarusselle, Lüftungssysteme in 
Schweineställanlagen und Trocknungsanlagen für Getreide, Raps und Kamille oder 
hinsichtlich der gestiegene Kosten für Düngemittel aufgrund der explodierten Gaspreise. 

Inwiefern die teilweise Umwidmung des ursprünglich für die Folgen der  Corona-Pandemie 
rrichteten Sondervermögens auf die Folgen der Energie(preis)krise tatsächlich möglich ist, 
ist juristisch durch den Landtag zu prüfen. 

Die Erweiterungen der Überschrift des Gesetzes, des § 1 Satz 1 und des § 2 Absatz 1 um 
die Worte „und der Energie(preis)krise" sind zwangsläufig erforderlich. 



In § 2 Absatz 2 ThürCorPanG sind juristisch gesehen Regelbeispiele für die Verwendung der 
Mittel des Sondervermögens aufgeführt, diese sind nicht abschließend, 

Der Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen  (Drs.:  7/6298) sieht in Nr. 5 eine Ergänzung 
„der Folgen der Pandemie" um „und der Energiepreiskrise" vor, Insofern stellt sich die Frage, 
ob nicht auch die Nr. 3, 7 und 8 dann entsprechend angepasst werden sollten. Nr. 3 spricht 
von dem Ausgleich der Folgen der Familien wegen eines erhöhten Betreuungsaufwandes 
aufgrund der Folgen der Pandemie (niemand kann ausschließen, dass nicht auch 
Betreuungseinrichtungen für Kinder und Schulen im Winter geschlossen werden müssen, 
entgegen der derzeitigen Aussagen der Politik). Gleiches gilt für Nr. 7 (Maßnahmen zur 
Etablierung verbindlicher Standards für den Distanzunterricht im Zuge der  Corona-
Pandemie, zur Schaffung digitaler Lernvoraussetzungen für sozialbenachteiligte 
Schülerinnen und Schüler und Bereitstellung professioneller Online-Lehrangebote) sowie die 
Nr. 8 (Maßnahmen zur Stabilisierung der kommunalen Haushalte, wenn infolge der 
Pandemie die Leistungsfähigkeit in Frage gestellt ist). 

Regelbeispiele sind zwar nicht abschließend und es kommen unabhängig von der 
tatsächlichen Aufzählung im Gesetz auch andere Fallkonstellationen für die Mittelanwendung 
im Sinne des § 2 Absatz 2 in Betracht, aber wenn man einmal eine Anpassung der 
Regelbeispiele vornimmt, so halten wir es für angebracht, dies in allen Punkten zu tätigen. 

Ob man nun, wie es die Fraktion der CDU in ihrem Gesetzentwurf  (Drs.:  7/6353) tut, die 
Regelbeispiele komplett neu fasst, ist Geschmacksache und eher politisches Wortgefecht. 

Ebenso halten wir es für bedenklich eine Mittelverwendung im Verhältnis 85 % Energiekrise 
und 15 %  Corona-Pandemie (wie in der  Drs.:  7/6353 § 2 Absatz 4 vorgesehen) 
festzuschreiben. Die tatsächliche Entwicklung der  Corona-Pandemie und der 
Energie(preis)krise ist nicht zweifelsfrei absehbar und damit auch nicht die erforderlichen 
Maßnahmen innerhalb der beiden Krisen. Soweit eine prozentuale Festlegung der 
Verwendung des Sondervermögens juristisch nicht erforderlich ist, würden wir es 
bevorzugen, davon abzusehen. 

Die Gesetzentwürfe unterscheiden sich auch hinsichtlich der Dauer der Errichtung des 
Sondervermögens und dessen Ablauf (31. Dezember 2023 oder 31. Dezember 2024). Da es 
sich bei einem Sondervermögen um eine Ausnahme zum normalen Landeshaushalt handelt, 
würden wir eine kürzere Laufzeit befürworten und gegebenenfalls, soweit erforderlich, eine 
Verlängerung vornehmen (wie auch in der Vergangenheit bereits erfolgt). 

Mit freundlichen Grüßen 

Hauptgeschäftsführerin 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Betelligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend 
erbetenen Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

I. 

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§

1
5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBetelidokG; Hinwels: Wenn nein, dann  welter  mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

DEHOGA Thüringen e. V. 

Geschäfts- oder Dienstadresse 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) Witterdaer Weg 3 

Postleitzahl, Ort 99092 Erfurt 

2 . Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) 

Name Vorname  

Li Geschäfts- oder Dienstadresse Li Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 

1 



3.  Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBetelldokG) 

Interessenvertreter der in ihm zusammengeschlossenen Mitgliedsunternehmen 

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

4.  L befürwortet, 
n abgelehnt, 
EX ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

Der Verband befürwortet grundsätzlich das den beiden Entwürfen zugrundeliegende 
Anliegen. 
Wir unterstützen den Entwurf der Fraktion der CDU, insbesondere aufgrund der klaren 
Definition der Mittelverwendung und Ausweitung der Finanzhilfen. 

5.  
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBetelldokG)  

Li  X ja (Hinweis: weiter mit Frage 6)  Li nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

L per E-Mail 

EX per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei Im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBetelldokG) 

13 la 0 nein  (welter  mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

2 



7. 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBetelldokG) 

K ja D nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. 
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss 
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

Erfurt, 07.11.2022  

3 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



> DEHOGA THÜRINGEN e.V. I Witterdaer Weg 3 I 99092 Erfurt 

Fon (03 61) 59 07 80 I Fax (03 61) 69 07 81 0 
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TAU. LANDTAG POST 
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25024 

DEHOGA 
DEHOGA  Thuringen  e.V. I Witterdaer Weg 3 I 99092 Erfurt THÜRINGEN 

Thüringer Landtag 

Jürgen-Fuchs-Straße 1 

99096 Erfurt 

Erfurt, 10.10.2022  

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetzes 
Hier: Anhörung gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 

Sehr geehrter Herr  

in vorstehender Angelegenheit nehmen wir Bezug auf Ihr Schreiben vom 29.09.2022. 

Der DEHOGA Thüringen e. V. Ist der Interessenvertreter der in ihm 
zusammengeschlossenen Mitgliedsunternehmen des Gastgewerbes im Freistaat Thüringen. 

Der DEHOGA Thüringen e. V. unterstützt insbesondere das Gesetzesvorhaben der Fraktion 

der CDU, da es neben den dringend erforderlichen Härtefailhilfen für Bürgerinnen und 

Bürger auch Maßnahmen und Liquiditätshilfen für die ebenso massiv betroffenen 
Unternehmen aus dem Thüringer Gastgewerbe als auch der Veranstaltungswirtschaft zur 

Bewältigung der Energiekrise vorsieht. 

Mit freundilohen Grüßen  

Hauptgeschäftsführer  

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesefczes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftiichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtenfransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteiidokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen,

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mlndestinformatlonen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteiidokG in der BeteiHgtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den tnternetseiten des
Thüringer Landtags veröffentiicht, wenn S!e Ihre Zustimmung hierzu erteilen,
Bitte gut leserlich ausfüflen und zusammen mit der Steftungnahme sencfenf

Zuw^lchem Gesetzentwurf haben Sie sich sc|irifl!ioh geäußert (Tite! des G.esetzentwurfs)? ;. .: : : ^

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Drucksache 7/62

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemle-Hilfefondsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU Drucksache 7/6353

1.;.

^,.^:1

•. n

Hstben Sl&sich-als Vertreteif einer Juristfßchen-Person äeäußert, d. h. als.Vertrefereiner^ ;; ,\,
Vereinigung .natürlicher Personen od?rSachen:(z,3^yereiri,GmbH/.A^
Genössenschgft. oder Öffentliche Anstglt.-Körperschäft des öffentlichen Re.Qhts, Stiftung cles,.: - ;
Öffentlichen. Rechts)? : \ ; . • • ;;..^;-: :.'• •/'.•;,,:.:—:?;.,,,-;'", .:. • .. . .;-'.'':'.;;':^.::::/:.;-^^:.:.";-

(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dahn;wsiter (titt Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.): .

Name

Gemeinde- und Städtebund Thüringen

Geschäfts" oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Eingetragener Verein

Richard-Breslau-Straße 14

99094 Erfurt

Hgben Sie sich als natüriIchePersonjgßäußert,d.':h.9is;Privatper$ön? : :: ;; : • : .', :T. ^;v;
<§,5.Äbs^Nr,:1,L2thürBeleltdoKG).^.; . . • ••.".-",';•.:.;' v/:.::- ,:1^';^: ; .: ' •' .. .J .,.' ^"1",,:^;;.-;:.11^:^^^

Name Vorname

ü Geschäfts- oder DJenstadresse D Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird In keinom Fa!! veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort
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3.

4.

5;, ,:

6. ;

Was ist der Schwerpunlrt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBetelldokG)

Kommunaler Spitzenverband i. S. v. §g 126,127 ThürKO, Art. 91 Abs. 4 ThürVerf

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

a befürwortet,
a abgelehnt,
X ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz dis wesentlichen Inhalte (Kernaussage) ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThÜrBeteildoRG)

Konstruktive Bewertung des Gesetzentwurfes mit Ergänzungsvorschiägen.

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben

einzureichen? . •
(§ 5 Abs. 1 Nr, 5 ThürBeteildokG) . .

X Ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) a nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben; Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

!n welcher Form haben Sie sich geäußert?

a per E-Mail

X per Brief

Hgben Sie sich als Anwaltshanzlel Im Auftrag ein^s Auftraggebers mit schriftlichesn Beiträgen
am Gesetzgebungsyerfahren beteiligt? - : :- ;
(§5Ab^,1Nr,6Th(lrB^teHdpkG) ,, ; ,; .•', .•,".-:: .. , :

D ja X nein (weiter mit Frage 7}

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie ihren Auftraggeberl



1.

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der
Beteiligtentransparenzdokumentattonzü?
(§ 6 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteifdokG)

a Ja X nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum AbscNuss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

Ort, Datum |
Erfurt, 10. Oktober 2022

Unterschrift ;

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Anlage 4

Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteitigtentransparenzdokumentatlonsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an efnem
Gesetzgebung s verfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Betefligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfoigend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 ' bis 6 werden in jedem Fall sls verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen,

Bitte gut lese flieh Qusfülten und zusammen mit der Stetiungnahme senden!

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/6298 -

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemle-Hilfefonctsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
- Drucksache 7/6353 -

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG^ eingetragene
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
(§ ö Abs. 1 Nr. 1, 2 TtiürBeteiktokG; Hinweis: Wsnn nein, dann weiter mit Frage 2, Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

Nam
}/U^'^\d{ ^ /</ouw ^'r^f& .^
^\ [^v^^-i eu g,(/ /ß //Ut^tM^l^_

Geschäfts" oder Dlenstactresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postieitzahl, Ort

Organisafionsform

c'y.

%^_i u^^sii. k {f

mi fi^i

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d, h, als Privatperson?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThÜrBeteifdokG)

Name Vorname ^
/-"

D Geschäfts- oder Djenstadresse D ^-Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zurWohnadresse sind nur erforderlich, wenn/Mine andere Adresso benannt wird. Die Wohnadresss
wird in keinem Fal! veröffentlicht,)

Straße, Hausnummer

Postieltzatil, Ort

~^ — ~



Anlage 4

Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen öder beruflichen Tätigkeit?
(§5 Abs. 1 Nr.3ThürBe(ell[JOkG).

ff^ck!h^^ ^u ^wc^h^^' "77^^

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die enhvorfenen Regelungen insgesamt eher

a befürwortet,
D abgelehnt,
^ ergärizungs" bzw. änderungs bedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBetelldokO)5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBetelldokG)

In ^ i ^(^^ ^i ü/7/.-I)-^ /kr^r(^ cCic l-^!^

hoWtMöt-frü S^^iä^ ^ ^<1^ ^. //ete/^'X
[A^Jc^^i^ ^UF ^W^-^t^ ^..r
[^•\{^{\Xwa/i ^ l^^\^ Sr;^^ \

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schrlfttiöhen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben
einzureichen?
(§ 5 Abs, 1 Nr. 5 ThürBet@!ldokG)

ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) D nein

Wenn Sie die'Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

per E-Mail

per Brief

16.
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen
am Gesetzgebung s verfahren beteiligt?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBetelldokG)

a ja ' nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



Anlage 4

7,

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der
Betetiigtentransparenzdokumentationzu?
(§5 Abs, 1 SatzZThürBetelldokG)

^_Jl_ a nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgetefften Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert, bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

Ort, Datum

%rU^<'o.zo?2

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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11.10.2022 

Anhörungsverfahren zum zweiten Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-

Pandemie-Hilfefondsgesetzes 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Möglichkeit zu dem o.g. Gesetzentwurf nebst Änderungsantrag der 

CDU Fraktion Stellung nehmen zu dürfen. 

1. Hintergrund 

Der VKU fordert seit Monaten einen Schutzschirm für Stadtwerke, um die sehr hohen 

Liquiditäts- und Wiederbeschaffungsrisiken abzusichern. Betroffen ist vor allem der 

Terminhandel auf allen Handelsplätzen. Im außerbörslichen Terminhandel, wichtigster 

Handelsplatz für die Stadtwerke, werden kaum noch Angebote gestellt. Käuferseitig sind 

die Kontrahentenlimiie vollgelaufen. Viele Handelspartner sind dadurch für die Stadt-

werke gesperrt. Eine Diversifizierung in der Beschaffung ist dadurch stark eingeschränkt. 

Eine Verlagerung der auf Preissicherheit ausgerichteten Beschaffung weg vom Termin-

markt auf die noch liquiden Kurzfristmärkte ist aber für die Stadtwerke mit einem hohen 

Preisrisiko verbunden. Auch die Anhebung der Kontrahentenlimite zum Verbleib im  OTC-

Terminhandel dient bestenfalls als Notlösung und ist darüber hinaus sehr risikoreich für 

die Stadtwerke, da sie so die eigenen Risikorichtlinien außer Kraft setzen. Fallende 

Marktpreise können aber nicht als Entwarnung für die angespannte Lage gelten. 

Diese drehen den Spieß um und erhöhen die Ausfallrisiken der Verkäufer im außer- 

börslichen Terminhandel, die dann zunehmend Sicherheiten fordern werden. Der  

Börsenhandel, der zwar einen Kontrahentenausfall absichert, fordert im Gegenzug 

viel Liquidität durch die von der Clearingstelle geforderten Sicherheitsleistungen bei 

        

        

    

       

         



VERBAND KOMMUNALER 
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LANDESGRUPPE THÜRINGEN 

Termingeschäften. Er stellt für den Großteil der Stadtwerke keine Alternative zum  OTC.  

Auch für den Energievertrieb hat die angespannte Lage im Terminhandel Folgen. Pro-

dukte mit Preissicherheit, die über den Terminhandel beschafft werden, werden kaum 

oder gar nicht mehr angeboten. Die Weitergabe hoher Beschaffungskosten an die End-

kunden erhöht zudem das Risiko für Zahlungs- und Forderungsausfälle. 

2. VKU-Bewertung und Forderungen 

Für die skizzierten Herausforderungen fordert der VKU Liquiditätshilfen und Zuschüsse 

aufgrund gestiegener Vorleistungen in der Beschaffung und sehr wahrscheinlich stei-

gende Zahlungsausfälle im Vertrieb sowie einen staatlichen Garantierahmen — z. B. in 

Form einer für jeden Handelspartner geltenden Bürgschaft. Diese könnte bei Käufern 

und Verkäufern im  OTC-Terminhandel die notwendige Sicherheit und den Rahmen zur 

Wiederaufnahme der Handelsgeschäfte schaffen. 

Natürlich würde der VKU einen Schutzschirm in Form von Bürgschaften für die Energie-

beschaffung, einen Hilfsfond für zu erwartende Zahlungsausfälle auf Kundenseite und 

ein lnsolvenzmoratoriunn, welche für alle Unternehmen bundesweit gleich ausgestaltet 

und vom Bund/ BMWK organisiert ist, bevorzugen. 

Leider konnten sich Bund und Länder, ähnlich wie in der  Corona-Krise bisher nicht auf 

ein einheitliches Vorgehen einigen. Daher begrüßen wir die Initiative der Landesregie-

rung hier eigene Vorkehrungen zu treffen und drohende Stadtwerke-Insolvenzen zu 

vermeiden. 

3. Zu den vorgelegten Gesetzentwürfen 

Leider greifen die beiden zur Anhörung vorgelegten Gesetzentwürfe hier deutlich zu 

kurz. Aus unserer Sicht sollte die besonderen Herausforderungen der Energiekrise nicht 

im Nebensatz eines  Corona-Hilfsfonds Erwähnung finden, sondern die zuvor beschrie-

benen wichtigen Instrumente (Bürgschaftsfond, Zuschussprogramm für Zahlungsausfäl-

le) für die Unterstützung der Versorgungswirtschaft eingerichtet werden. Das dies mög-

lich ist, zeigt ein Gesetz des Landtages von Schleswig-Holstein, welcher einen derart 

ausgestalteten Stadtwerke-Schutzschirm vorsieht. Auch die im Entwurf vorgesehene 

Laufzeit sollte sich an der Laufzeit der jetzt vorgeschlagenen Gaspreisbremse orientieren 

und mindestens bis Mitte 2024 reichen. Denn ein Großteil der Zahlungsausfälle wird erst 

in 2023/ 2024 erwartet. 

Ebenso wichtig ist es die Unterstützungen möglichst einfach und ohne hohe Beantra-

gungshürden- und kosten zur Verfügung zu stellen. Wir empfehlen daher zunächst, 

die Regelungen des Bundes zu Preisdämpfung zu prüfen und danach gemeinsam mit 

der Thüringer Aufbaubank ein Stützungsprogramm für Versorgungs- und Woh- 

2 / 3  
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nungswirtschaft in Thüringen auf den Weg zu bringen. Gerne stehen wir der Landesre-

gierung hierzu unterstützend zur Seite. 

Für Rückfragen können Sie sich natürlich gern an uns wenden! 

Mit freundlichen Grüßen 

Geschäftsführer 

VKU Landesgruppe Thüringen 

3 / 3 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Fordnbfgtf zur Dstenerhebung
nach § 5 Abs, 1 des Thüringer Betell^gtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche .oder juristische Person; dte sich mit elnem sohriftilchen Beitrag an einenn
Gssetzgebungsverfahren beteiligt hat, 'ist nach . dem Thüringer
Böteitigtentrgnsparenzdokumentationsgssetz (ThürBeteifdokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgender» Felder 1 ' bis 6 werden In jedem Fall als verpflichtende
Mindestlnformationen gemäß § 5 Abs. l ThürBeteiidokG in der Setelllgtentransparenzdokumenfatlon
veröffentiicht. Ihr Inhaitlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den internetseiten des
Thüringer Landtags veröffenttfcht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen,

Bitte gut lesQrlich wstüHen und zusQmmen mit dör StetlwgnahmQ sQndwl

Zu wölchem Gesebentwurf haben Sie sich schriftiich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

' Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hlifefondsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen DiE UNKE. der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRONEN
- Drucksache 7/6298 -

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hllfefondsgestetzes
GesetzenhA/uTfUer Fraktion der CDU
' Drucksache 7/6353 -

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d, h. als Vertreter einer
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körp^rsohaft des öffentilchen Rechts, Stiftung des
ÖffentHchen Rechts)?
(§6Abs,1 Nr.1,2ThOrBeteiidokG; Hinweis: Wenn n$tn, dann weiter mit Frage'2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

Geschäfts" oder Dlenstgdresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organlsationsform

/< ^c{t^:i',&yi Hh^^^h^W ?.t^

h ^ ^t

6^^^ {/^(^U^'^^
Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. ais Privatperson?
(§ 6 Abs. i Nr. 1,2 ThürBeteMpkQ)

Name Vorname

D GeschSfts" oder Dienstsdresse D Wohnadresse

(Hinweis; Angaben zurWohnaciresse sind nur arforderllch, wenn i<eine andere Adresae benafint wird. Die Wohnadresae
wird in keinem Fall veröffenttiohf,)

Straße, Hausnumm^r

Postleitzahl, Ort



Was Ist der Sc.hwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
'(§ 5 Abs. 1. Nr. 3 ThürBeteltäbkO)

oi. :hs^i /H'l'e.yen^hve^t^

Haben Sie in ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

befürwortet,
D abgelehnt,
D ergänzungs" bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG)

'ffji«i'^»j ^ f^n^i^^ ^ t^w.-h vo^(<k^^'<\

^.ei/tj

<\1

sh /(e^t^e^f^ <f,

!5.
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben
einzureichen?
(§ S Abs. 1 Nr 5 ThürBetelidokG)

Ja (Hinweis; weiter mfl Frage 6) D nein

Wenn Sie die'Frage 5 verneint haben: Aus-welchem Anläse haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

^ per E-Mail

a per Brief

16.
Haben Ste sich als Anwalts kanzle i im Auftrag eines Auftraggeber? mtt sohriftliohen Beiträgen
am Gesetzgebung sverfahren beteiligt?
(§ S Abs. 1 Nr, 5 ThürBeteildokG)

a Ja ^ nein (weiter mit Prags 7}

Wenn Sie dl& Frage 6 bejaht haben; Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



7.

Stimmen Sie efnerVerÖffentfiübung Ihres schriftfichen Beitrages !n der
Beteillgtentransparenzdokumenfatlonzu?
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThüfBeEslldokG)

^^ a nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglfch und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrene mitteiten,

Ort, Datum

jf/^, ^. /^<^^

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



STELLUNGNAHME
DIE FAMILIEN
UNTERNEHMER

Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf der
Landesregierung zur Änderung des Thüringer
Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetz (Dmcksache
7/6298)
und

zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der CDU zur
Änderung des Thüringer Cprona-Pandemie-
Hilfefondsgesetz (Drucksache 7/6353)

Yorbemerkung

Thüringer Landtag
Zuschrift

7/2181

zu Drs. 7/6298/6353

Die Lage im Mittelstand und bei den industriellen Famiiienunternehmen in Thüringen
angesichts der EnergiekrEse durch den Angriff Russiands auf die Ukraine ist dramatisch.
Täglich gibt es neue Notrufe aus den Unternehmen. In einigen Regionen ist die physikalische
Verfügbarkeit von Energieträgern bereits eingeschränkt, neue Gas- und Stronnverträge
können nicht mehr. abgeschlossen werden. In vielen Betrieben und Branchen ist eine'
wirtschaftliche Produktion nicht mehr darstellbar. Versorgung und BezahlbarkeEt von Energie
sind der Dreh- und Angelpunkt für den Erhalt unseres Wohlstands. Die explodierenden
Kosten und Versorg u n gsen g passe gefährden die heimische Produktion.

Das betrifft sowohl den industnelien Mittelstand, für den die Energiekosten einer der
wichtigsten Standortfaktoren sind und der schon vor der akuten Krise aufgrund der generell
hohen Energieprelse mit enormen Wettbewerbsnachteiien gegenüber der internationalen
Konkurrenz kämpfen musste.

Aber auch der nlcht-energieintensjve Mittelstand ist in Gefahr - mit ähnlich weitreichenden
Folgen für unsere Volkswirtschaft. Gerissene Wertschöpfungsketten werden weitere
Unternehmen mit sich reißen, zumal vieie heimische Vorprodukte aufgrund gestörter
Lieferketten Richtung Asien kaum zu ersetzen sind.

Position zum Antrag

Die Politik, insbesondere der Bund, hat in den vergangenen Monaten viel Zeit ungenutzt
verstreichen lassen und sich in ideologiegetriebenen Debatten verheddert. Entsprechend
mehr Tempo ist jetzt nötig. Jetzt ist allerhöchste Zeit zu handeln, um die drohenden
energlepoiitischen Verwerfungen für weite Tei!e der Bevölkerung und Wirtschaft abzuwenden.

Die Landespolitik kann hier einen wichtigen Beitrag !eisten. DIE FAMILIENUNTERNEHMER
begrüßen daher beide Gesetzentwürfe in ihrem grundsätzlichen Ansinnen, Bürger und
Unternehmen in Notiagen finanzieii zu unterstützen bzw. zu entlasten.

DIE FAMILIENUNTERMEHMER e.V.
CharSottsnstraße 24
10117 Berlin

Tel. 030 300 65-590
Fax 030 30066-390
www.famiiienunternehmer.eu

Seite 1 von 3



STELLUNGNAHME
DIE FAMILIEN
UNTERNEHMER

Hinsichtlich der Aufwendung finanzieller Mittel glit es zu prüfen, wie viele Mitte! im staatlichen
Haushält vorhanden sind und umgeschichtet werden können. Eine intensive Prüfung af!er
HaushaltstEteli-Fonds und Sondervermögen ist daher unverzichtbar. Zudem ist eEne
konsequente Ausgabenüberprüfung und -priorisierung vorzunehmen. Alle finanzielien Posten
müssen in der gegenwärtigen Krise auf ihre Wichtigkeit geprüft werden. Auch Sondertöpfe
müssen kurzfristig zur Abwendung dieser schweren Krise zur Verfügung stehen.

Daher begrüßen D!E FAMiLiENUNTERNEHMER in Thüringen die vorgesehene Nutzung des
bereits bestehenden Sondervermögens zur Pandemie. Das Land Thüringen sollte auch bei
weiteren etwaigen Finanzbedarfen in Folge der Energiekrise die Verwendung eigener
finanziellen Reserven ins Auge fassen, bevor neue Schulden aufgenommen werden oder sich
in zu hohem Maße auf die Unterstützung des Bundes zu verlassen wird,

Die in beiden Gesetzentwürfen vorhandene Datierung des Sondervermögens bis Ende 2024
ist zweckmäßig; da auch der Winter 2023/24 noch von Energieknappheit und den daraus
resultierenden Problemen geprägt sein wird,

Aiierdings erscheint eine konkret festgelegte prozentuale Mittelauftellung zwischen
Maßnahmen zur Pandemiefolgen-Bekämpfung einerseits und zur Energiekrisenbekämpfung
andererseits, wie es der Entwurf der CDU vorsieht, weniger sinnvoll, !n der Praxis ist es ' '
mitunter schwierig, die Jeweilige Notsituation den Auswirkungen der PandemEe oder der
Energjekrise zuzuordnen (z.B. bei Lieferkettenstörungen oder der tnflationsentwickiung).
Stattdessen sollte sich die Landespolitlk die Fiexibijjtät erhalten, in der Krise rasch auf sich
ändernde Rahmenbedingungen zu reagieren und damit Ehre Handlungsfähigke!t zu erhalten.

Schlussbemerkung

DIE FAMIL1ENUNTERNEHMER !n Thüringen unterstützen sowohl die Ziele beider
Gesetzentwürfe, die energiepolitischen Verwerfungen für Bevölkerung und Unternehmen in
Teilen abzuwenden, a!s auch das dafür vorgesehene Mittel einer Änderung des Thüringer
Corona-Pandemie-HEIfefondsgesetzes.

Dennoch ist für DIE FAMIUENUNTERNEHMER wichtig, herauszusteilen: RettungsmEliionen.
allein werden viele strauchelnde Unternehmen und das brüchige WertschÖpfungsnetewerk
nicht reparieren können. Daher müssen Bund Und Länder stärker als bisher an die Ursachen
gehen und den Fokus der wlrtschafts politischen Gegenmaßnahmen auf Versorgung und
Preise zu richten.

Das bedeutet, die Angebotsseite schnellstmöglich. stärker auszuweiten ~ EnkiusEve
BraunkoNe und Atomkraft. Die Beschränkungen und Einschränkungen für den WeEterbetrEeb
von Kohlekraftwerken und deren Reaktivierung aus der Reserve müssen fallen. Die
Gesetzgebung für die Atomkraft muss einen Weiterbetrieb ernnög!ichen, solange die
Gasversorgung angespannt'ist. Dies ist nicht nur notwendig, um die Preissteigerungen zu
dämpfen, sondern auch um die Staatsfinanzen nicht mit Hiifslelstungen zu überfordern und
damit Spielräume für zentrale Zukunftsaufgaben wie Dekarbonisierung und Digitalisierung

einzuschränken. .

DlEFAMIUENUNTERNEHMERe.V. . Tei. 030 30065-590 Seite 2 von 3
Charlottenstraße 24 Fax 030 300 65-380
10117Beri!n . ' www.famllienuntemehmer.eu
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Kontakt

DIE FAMILIENUNTERNEHMER in Thüringen

Landesvorsitzende

In der Aue 2

99189Walsch!eben

boos-John@famElienunternehmer.eu

DIE FAMIUENUNTERMEHMER S.V.
Gharlottenstraße 24
10117 Berlin

Tsl. 030 300 65-690
Fax 030 30065-390
www.famlll9nunterftehmer.eu

Seite 3 von 3

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Anlage 4

Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs, 1 des Thüringer BeteffigtentransparenzdoRymentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mll einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Seteiiigtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBetelldokG) verpflichteti die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend " zu nriachen.

Die Informationen der folgenden Felder 1' bis 6 werden in jedem Fall ats verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs, 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Intemetseiten des
Thüringer Landtags veröffentiicht, wenn Sie ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leseriich ausfüSSen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

Zu wteichem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs}?

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hiffefondsgosetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen D!E LINKE. der SPD und BÜNDNIS 90/DSE GRÜNEN
- Dnjcksache 7/6298 -

Zweites Gesetc zur Änderung des Thüringer Cororta-Pandemle-Hilfefondsgesefczes
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
- Drucksache 7/6353 -

1.

2,

Haben Sie sich als Vertreter einer Juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts. Stiftung des
öffentiichen Rechts)?
;§ 5 Abs, 1 Nr. 11 2 ThüfSeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann wsltef mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name

/erband der Wirtschaft
Fhüringens

3eschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

3ostleitzahS, Ort

OrganJsatio.nsform

e. V.

Lossiustraße l

99094 Erfurt

-faben Sie sich als natürliche Person geäußert, ,d. h. als Privatperson?
§ 5 Abs. 1 Nr. 1,2 ThürBetelldoKQ)

^Jame / Vorname

3 Geschäfts- oder Dienstadresse a Wohnadresse

Hinweis; Angaben zur Wohnadresse sind nur efforderllch, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohngdre$se

/frd In keinem Fall veröffentlicht.)

itraße, Hausnummer

»ostleitzahl, Ort
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3,

4.

s.

/Vas ist der Schwerpunht Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
§ 5 Abs. 1 Nr. 3 TtiürBstelfdokG)

^aben Sie in ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

3 befürwortet,
3 abgelehnt,
i ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

iitte fassen Sie kurz die wesentflchen Inhalte (Kernaussage) Ihres schrEftlichen Beitrages zum
3esetzgebungs\/erfahren zusammenl

) 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteilcfokG)

3er Verband befürwortet das Anliegen/ dem beide Entwürfe

grundsätzlich gerecht werden.

?ir sprechen un's für d'en Entwurf der CDU-Fraktion aus/

la er unter anderem den Gedanken einer Zuführung von

weiteren Finanzmitteln und eine klare Aufteilung der Mittel

vorsieht,

i/urden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben
inzureichen?
6Abs,J(Nr.SThürBBteildokG)

Ja (Hinweis; weiter mit Frage 6} a nein

/enn Sie die Frage 5 verneint haben; Aus welchem Anlass hsben Sie sich geäußert?

welcher Form haben Sie sich geäußert?

per E-Mail

per Brief

3ben Sie sich als Anwaltskanzlel Im Auftrag efnes Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen
n Gesstzgebungsverfahren beteltfgt?
5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBetellciokG)

Ja 3 nein (weiter mit Frage 7)

enn Sie dte Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!
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7,'

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der
Beteiligtentransparenzdokumentationzu?
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeleltdokG)

H Ja D nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetegeüungsverfahrens mEEEeilen.

Ort, Datum

Erfurt/ 11.10.2022

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet. 



Verband L r Wirtschaft Thüringens e. V. 

Stellungnahme 
zu dem Beratungsgegenstand 

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- Drucksache 7/6298 - 
sowie 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU 
- Drucksache 7/6353 - 

TOR. LANDTAG POST 
11.10.2022 15:22 

.2-5-zfe2 q--/2072 
Der Verband der Wirtschaft Thüringens begrüßt, dass sowohl die Regierungsfraktionen als 
auch die CDU-Fraktion die Dramatik der gegenwärtigen Lage erkannt haben und ergänzend zu 
den Maßnahmen der Bundesregierung schnell und unbürokratisch Bürger, Wirtschaft und Kom-
munen unterstützen wollen. Diesem Ziel werden aus unserer Sicht beide Entwürfe grundsätz-
lich gerecht. 

Wir erinnern an unsere Position vom 25. Mai 2020 aus unserer Stellungnahme zum damaligen 
"Thüringer Gesetz zur Umsetzung erforderlicher Maßnahmen im Zusammenhang mit der  
Corona-Pandemie (ThürCorPanG)". 

Aus unserer Sicht ist das Format eines Sondervermögens nicht optimal, die Gelder sollten di-
rekt über den Haushalt bereitgestellt werden. 

Ebenso haben wir damals darauf hingewiesen, dass die  Corona-Krise uns voraussichtlich län-
ger beschäftigen wird - was sich  !eider  bewahrheitet hat. 

Selbiges gilt noch stärker für die Energiekrise. Diese wird ihre volle Dramatik erst im Laufe des 
Winters entfalten und mindestens über das Jahr 2023 hinweg massive Auswirkungen haben. 

Im Wesentlichen unterscheiden sich die beiden Gesetzesentwürfe in drei Punkten: 

Zum einen im angestrebten Zeitraum, welcher im Entwurf der CDU Fraktion über das kom-
mende Jahr 2023 hinaus reicht. Eine Einschätzung, die die Wirtschaft teilt. 

Zum anderen in der Höhe des Sondervermögens. Der Entwurf der CDU-Fraktion sieht eine wei-
tere Zuführung aus dem Landeshaushalt vor, die aus Sicht der Wirtschaft auch unerlässlich ist. 



2 

Des Weiteren trifft nur der Entwurf der CDU-Fraktion konkrete Aussagen über die Verwendung 
und über die Aufteilung der Mittel zur Abfederung bzw. Bekämpfung der Folgen sowohl der  
Corona-Pandemie als auch der Energiekrise. Die prozentuale Aufteilung ist unserer Einschät-
zung nach angemessen und entspricht einer geschätzten Bewertung der wirtschaftlichen Fol-
gen der beiden Krisen in den kommenden zwei Jahren. 

Wir sprechen uns eindeutig für den Entwurf der CDU-Fraktion aus. 

Erfurt, 10.10.2022 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet. 



Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an "einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteitigtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend ~ zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leserlioh ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

2ü:yrelch^m.-<^jetzentwurf,hiaben;Sj6 sich ^schrifilich geäußert (Titel

Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemle-Hilfefondsgesetzes:
- Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/D!E GRÜNEN [ Drucksache 7/6298
" Gesetzentwurf der Fraktion der CDU [ Drucksache 7/6353

1^1

2^^".;!

H@benj9je:sichäts:yej1retef:elnerjuristisc,hen'Pßrsön:Q

y^nigyng.natürlicherPersonen.üderSachß^^^^
GenQssehseti9fto:deröffehtljph^Ahstalt,;?
öffentiic;hen;Rechts)7^-;^^,.;^1 ;s^ :.^:'':.^-^^^
(§:5,Äbs.^Nr;:;1,-2^hürBete[ldokO;;H!nv?!^Werin:nefn,dannw9^^

Name

ArbeitsgemeJnschaft der Thüringer
Industrie- und Handelskammern

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer(oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Körperschaft des öffentlichen Rechts

IHKSüdthüringen

Bahnhofsfr, 4-8

98527 Suhl

H9benSiesict)g|s^hatür)iche:PeFson?geäüßert,:d^h^a]s^
(§;5!Abs,^Nr,;:1,^^ürB6te!ldokG);;.^:.^ ,l^-'":l^^.-^^i.::.;^l:-:"::^ W^:^

Name Vorname

0 Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird, Die Wohnadresse

Afird in keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort



3;":.':

4^::^

.^^:-

GW:

V\/as;ist:der Schwerpunkt Ihrerjhhaltlichenpder^^
(§'öAbs,1.N^3:ThürBetel|dpl<Q)y1,;;''^ :^^;--^.;::..'^^:1^'1::1^::1^1:;.'^

Hoheitliche Aufgaben | Gesamtinteressenvertretung der Wirtschaft |

Förderung der gewerblichen Wirtschaft

H^hen Sie injhrem^schriftljchen Beitrag dip.entwo^

^ ' befürwortet,

a abgelehnt,
D ergänzungs- bzw, änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum

Gesetzgebungsverfahren zusammen!
(g 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBefelidokG)

Wir begrüßen ausdrücklich die Intention beider Gesetzesentwürfe, Finanzmlttel des
Corona-Pandemie-Hilfsfonds ebenso für die Bewältigung der Energiekrise zu verwenden.

Die im Gesetzentwurf der CDU-Frakfion benannte Mittelverwendung !m Kontext der
Energiekrise kann aus Sicht der Thüringer iHKs eine sinnvolle Ergänzung zu erwarteten
Wirtschaftshilfen aus Bundesmitteln darstellen und damit einen Beitrag zum Erhalt des
Thüringer Untemehmensbestands in dieser Krise leisten,

VVürdeh;Sie;vQm Landtag gebeten, teJnen^schriftlichen Beitrag zum Gesßtzgebu
einzLirejchen?.;;^;:,^:';^'^:\.^''\;1'^ •'''•l..'^:-^l:^l^;.^:;'^;.';;:^^:'/'1^^

(§5.Ab8.1„Nr.:'S.ThürBete!ldpKG).l..,;l;'l:'';':'...^. .:;:::,.-, : \^': •:-."1-.::'.: -:^;'.;'.;:"1':1.:';1':'/ •.'I'^'^;'/.'-ll^l.:'^:,l.^l^':'^:'^^

S Ja (Hinweis; weiter mit Frage 6) a nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

In weicher Form haben Sie sich geäußert?

^ per E"Mail (Versand des eingescannten Schreibens als PDF-Datei)

D per Brief

Häben;Si^sJcK;afs;Anwaltskan%lei im Avftrag^iries Auftraggebers mit schriftli
aml':G@setzgetHmgsyerfajiren;betei!jgt?;:^';,\-;/^
(§;5;Al3S..1;N^9Jhür^teildökG).^\";/.,^l.;::^^.^

a Ja B nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeberl



7..^^|
Stin^m^n Sie eineryeroffentlichypg Ihres schriftilchen Bei ^^
Beteiljgtentransp^renzdokymentatjonzu? :;^-:. '•^ \\ ^,1, ..^ "•'.1;;^^^,:1,:;.-."';:':1;1":1^;-:". ::;;' :; :,;:: ^

(§'6Abs;:1$atz2ThÜrReteifdoKG);-,:/;l:;;;^;.:\/^l,.'\:'.l':^-.^ ,^.:; ',;'; -•::'':.Y'':..1^ ^'\:-:':.,::.,.-'."::

B ja ' D nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

.QjTt^Da'tum.'.':^:.-:"1^.:'•..;" '':/\:-^ ''-'";: •;:'::';:1 ": .1"1:.::-:\„'.:^'

Suh!, 11.10.2022

Unterschrift : j . : ^: i:.,l^:^Y.'':::.'.:.
 •••'•- ' ""••'•' ;

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Mil
14> Arbeitsgemeinschaft der Thüringer 

Industrie- und Handelskammern 

Industrie- und Handelskammer SUdthürIngen / Postfach 3002 40/ 98502 Suhl 

Thüringer Landtag 
Haushalts- und Finanzausschuss 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

vorab per E-Mail an: poststelle@thueringer-landtag.de  

Stellungnahme zum schriftlichen Anhörungsverfahren im Haushalts- und 
Finanzausschuss des Thüringer Landtags zum zweiten Gesetz zur Änderung des 
Thüringer Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetzes Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE, 
der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 7/6298) und zu demselben 
Sachverhalt der Gesetzentwurf der CDU (Drucksache 7/6353) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Arbeitsgemeinschaft der Thüringer Industrie- und Handelskammern bedankt sich für die 
Möglichkeit zur Stellungnahme zu o. g. Gesetzentwürfen. 

Wir begrüßen ausdrücklich die Intention beider Gesetzesentwürfe, Finanzmittel des  Corona-
Pandemie-Hilfsfonds ebenso für die Bewältigung der Energiekrise zu verwenden. 

Die im Gesetzentwurf der CDU-Fraktion benannte Mittelverwendung im Kontext der 
Energiekrise kann aus Sicht der Thüringer IHKs eine sinnvolle Ergänzung zu erwarteten 
Wirtschaftshilfen aus Bundesmitteln darstellen und damit einen Beitrag zum Erhalt des 
Thüringer Unternehmensbestands in dieser Krise leisten. 

Als Vertreter der Thüringer Wirtschaft, bitten wir um Einbeziehung in die anstehenden 
Beratungen zur konkreten Ausgestaltung des Fonds. 

Mit freundlichen Grüßen  

IHK Ostthüringen zu Gera IHK Südthüringen 

Gaswerkstraße 23 I 07546 Gera Bahnhofstraße 4-8 I 98527 Suhl  

Tel.  +49 365 8553-0 Tel.  +49 3681 362-0 

Info@gera.ihk.de info@suhl.ihk.de  

www.gera.lhk.de www.suhlAhltde 

IHK Erfurt 

Arnstädter Straße 34 I 99096 Erfurt  

Tel.  +49 361 3484-0 

info@erfurt.lhk.de  

www.erfurt.lhk.de  

Hauptgeschäftsführer 
im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft der 
Thüringer Industrie- und Handelskammern 

Datum 
11.10.2022  

Ihr Zeichen/Nachricht vom 

Ihr Ansprechpartner  
 

E-Mail 

Telefon 
+49 3681 362-301 

Fax 
+49 3681 362-300 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Fomiblatt zur Datenerhebung
nach § 6 Abs. l des ThüHngerBeteiligtenfransparßnzdökumentationsöeset^es

Jede natürliche oder jurlsKsöhe Person; ^ie sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
G6$ötegebungsverfahren beteiligt hat, i&t nach dorn Thürlngßr
BeteillcitenEransparenzdokunDöntQttonsgesetz.tThürBöteildokG) verpflfchEet, die naohfolgencf erbetenen
Angaben " soweit für sie zuWend - zu machen.

Pie informationen dor foigenden Felder 1' bis 6 werden In Jedem Fall als verpfiichtsncte
.Minctestinforfnatfonen gemäß § 5 Ab$. 1 ThürBöteltdokö in der Befeiligtentransparenzdokumentatlon
verörfentlicht Ihr Inhaltlicher BeiErag wird zusätzlich nur dann auf den tntQrnstseiten d$s
Thüring&r Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteifen.

BHte gut feserttGh Qusfüilßn und wsammen tDlt dQr Stellungnahme $QHcienl

%^öb@rn]öß&Qt2^nlwnrfjb^b8nS[e^iohs^n|ißh,g^
' Zweites Gösefz zur Änderung deB ThUrl»9@r Gor6na"Pand6nHe«HHfefond»c|esö{ze5
Oesetzentwurf der Fraktionan DIE UNKE, der SPD und BÜNDNIS 80/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/^298 -

Zweites Qösetz zur Änderung des ThürtnaerCorona-Pandemtß-Hilfefondsgegetzes
Qesefzontwurfdar Frakiion derCDU

ürucksaohö 7/6353 -

. ^'t'"'*.;t

'l".:'/ti''i'

1.^1

A/ Ai S:
'••;'.\"' '•'•'•

'ss^s\
^^^Sii
^'A1^'
'^t!11;^'.
^\v^:;
^^i
^Hi'J
,{^;;^<,
Ä:^;
Ä^
^•^i!

AIF
aIIS!1
IB-
i^tlä^

^^i:IB&s^\illllss
"^?^\

^^ISi
Iii;lunss
:%H^,i

•:.',"..;>

l^aböH.'Ste sich af? Vertreter.ein6r]ur(sti^pti.9n .persp!rl.9säußert'd
y^ln.^ung natürlich^.Rereoneri od,er.S^qhßn.(z, B(.\/^r^ini GmbH, ^O..6;n39tragene/:;i;'f',i:.;ii;^

fÖ8npssen9Qha{tö^er,,öffönt|lcheA;is^^;t^rperschaftde
^ffeQitlj^hßn BöGhts)y^I^l-^ ^^•?';i^^^^;;;;'':'^v^
(§ 9.Äbs. 1,Nr, 1, 2 TliürBetBHdottQ, ^inwel$; ^nD.petni clann w.dler.FtiH ffra^e 2, Wenn J^ dann ^öit^n?i.t ,F.ra9ä.3,J;;;;;1^

Na>ne

^K^ri^C.sJLAr La>\ci^YCs4 ^

Geschäfts" oder Diönstedresse

Strafte, Hausnummer (oder Postfach)

Posfteitzahi. Ort

Orggnfsationsfomi

e.v.

l&icUc^d- ^s^-£k,<2>

•39os^ e^^

h^nßle.sl^^l^^^lto.he^^T^
tö£Äb^Nn-ÖJhürSÄoi^),:^^^^@

?me Vorname

a Geschäfts" oder Dtenstäcfresse a Wohnsdresse

(Hinweis; Angaben zurWohnodresöe aind nuif erfürtfüdlch, wann lceins andere Adresse benanni wfrd, Dlo Wohnadressö

wN In RelDom Fall vsröfföntilohl)

Straße, Hausnummer

Postleit^iii, Ort

1
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'St!
~^s

^^^uw^ltS SpV^hO^toC^ l^S.^ §f/l2,^AZ^ 7^^^;

A^4. M Abs-, ^ "rk^r^

Vti
;:?^?:/\'i;*-
VS^">;tö

:iSS

a befürwortet,
D abgelßhnti
a ergänzungs-bzw. ärsderungsbedürftig eingesohät^i?

Biitö Tassen Sie kurz die wesentliohßn Inhalte (Kernaussage) ihres iiohriftllchen Beitrageä zum
Oesetzgebungsvarfehrenzusanritinen!

(§ 6 Abs. m. 4 TharBelelSMG)

Se^+w^ de^ 6;CK-fcG^i-!u^ '^^ U^.Uo<^ ^^^ve-

^0.1

^s&,

t:;?;'i-:?1 D ]a (HlnWHis: weiter mit Frage 6)

l Wenn Sie cflo frage 5 verneint habend Aus wetchem Anlass haben Sie sich geäußert?

>•''> '*'';' •-'

^i^i'^^%

In welcher Form haben sie sich geäußert?

^ per &.M

^, per Bnef

^& ^^^gsbu^syer%^^6tejj|gj^^^j^^^^§;^
|t§^^J N^ThOrJteteiiäü^)^''*^-^^

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren AuftraQgeberi
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.S.ttmtriän.:SIeeEncir,Ve.riÖff,entllc,hu

Mit meiner Unterschrift versichere Ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den nnltgeteltten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert blp zum Abschluss des
Gesetzgebungaverfahrens mlttellert.. . /.

Ürt^R^tum'^^^^^i^^^;;^^?^^

^-^^, ^Aö-ZoZ2

^Üntere^rift,^^^^^^^^^^^^~

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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